114.22.1
Ausfiihrungsgesetz
vom 13. November 2007

zum Bundesgesetz tber die Auslanderinnen und Auslander
(AGAUG)

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg

gestutzt auf das Bundesgesetz vom 16. Dezember 2005 uber die
Auslanderinnen und Auslander (AuG);

gestutzt auf die Botschaft des Staatsrats vom 10. September 2007;
auf Antrag dieser Behdrde,

beschliesst:

Art. 1 Gegenstand

1 Dieses Gesetz bezeichnet die zustdndigen Behorden im Bereich des
Auslanderrechts und regelt das Verfahren fiir Zwangsmassnahmen.

2 Die Integration der Ausldnderinnen und Auslander wird in einem
Spezialgesetz geregelt.
Art. 2 Erganzendes Recht

1 Der Staatsrat erlasst die notwendigen Ausfiihrungsbestimmungen zum
Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Auslander und zu den
dazugehorigen Ausfiihrungsverordnungen.

2 Er setzt den Ort und die Bedingungen des Freiheitsentzugs bei
Zwangsmassnahmen fest; die einschlagigen interkantonalen
Vereinbarungen bleiben vorbehalten.

3 Er setzt den Tarif der kantonalen Gebiihren und Abgaben fest.

4 Er kann ein  kantonales Buro fur  Ruckkehr-  und
Wiedereingliederungshilfe schaffen.

Art. 3 Zustandige Behorden

L Fir die Erfallung ihrer Aufgaben verfiigt die fur die Fremdenpolizei und
die auslandischen Arbeitskrafte zustandige Direktion?) (die Direktion) tiber
ein spezialisiertes Amt? (das Amt).
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2 Das Amt (bt unter der Aufsicht der Direktion alle in der einschlagigen
Bundesgesetzgebung vorgesehenen Befugnisse aus.

3 Vorbehalten bleiben die besonderen Aufgaben und Zustandigkeiten, die
einem anderen Organ zustehen, insbesondere in den Bereichen der
Integration der Migrantinnen und Migranten, der Rickkehr- und
Wiedereingliederungshilfe und der Zwangsmassnahmen.

1 Heute: Sicherheits- und Justizdirektion.
2) Heute: Amt fiir Bevélkerung und Migration.

Art. 4 Zwangsmassnahmen
a) Zustandige Behorde

1 Auf dem  Gebiet der Zwangsmassnahmen hat  das
Zwangsmassnahmengericht folgende Zustandigkeiten:

a) Sie oder er pruft die Rechtméssigkeit und die Angemessenheit der Haft.

b) Sie oder er pruft nachtraglich die Rechtmassigkeit der kurzfristigen
Festhaltung.

c) Sie oder er entscheidet tGber die Verldngerung der Ausschaffungshaft
oder der Durchsetzungshaft.

d) Sie oder er entscheidet Uber Haftentlassungsgesuche.

e) Sie oder er pruft die Beschwerden gegen das Verbot, ein zugewiesenes
Gebiet zu verlassen, und gegen das Verbot, ein bestimmtes Gebiet zu
betreten.

f) Sie oder er ordnet die Durchsuchung einer Wohnung oder anderer
Ré&ume an.

2 Der Entscheid des Zwangsmassnahmengerichts kann auf kantonaler
Ebene nicht angefochten werden.

Art. 5 b) Anwendbares Recht

1 Unter Vorbehalt der Bundesgesetzgebung richtet sich das Verfahren fir
die Anwendung von Zwangsmassnahmen im Auslanderrecht nach den
Vorschriften des Gesetzes tber die Verwaltungsrechtspflege.

2 Der inhaftierten mittellosen Person wird jedoch auf Verlangen
unverziglich eine Verteidigerin oder ein Verteidiger bestellt. Ausserdem
wird einer inhaftierten Person, die noch keine Verteidigung bestellt hat,
nach dreissig Tagen Haft von Amtes wegen eine Verteidigerin oder ein
Verteidiger bestellt.
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Art. 6 c) Rechte der inhaftierten Person

Die Rechte der Personen, die in Anwendung der Zwangsmassnahmen im
Auslanderrecht inhaftiert sind, diirfen nur soweit beschrénkt werden, als es
der Haftzweck und der geordnete Betriebsablauf der Anstalt erfordern.

Art. 7 Verfahren
a) Im Allgemeinen

1 Die in Anwendung dieses Gesetzes getroffenen Entscheide kénnen mit
Beschwerde gemdass dem Gesetz uber die Verwaltungsrechtspflege
angefochten werden; vorbehalten bleibt Artikel 4 Abs. 2.

2 Beschwerden gegen Entscheide des Amts sind jedoch direkt an das
Kantonsgericht zu richten.

Art. 8 b) Strafverfahren

Zuwiderhandlungen werden nach dem Justizgesetz verfolgt und beurteilt.

Art. 9 Aufhebung bisherigen Rechts

Das Ausfiihrungsgesetz vom 17. November 1933 zum Bundesgesetz vom
26. Mérz 1931 Uber Aufenthalt und Niederlassung der Auslander (SGF
114.22.1) wird aufgehoben.

Art. 10 Inkrafttreten und Referendum

1 Der Staatsrat legt das Inkrafttreten dieses Gesetzes fest.1)

2 Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht nicht
dem Finanzreferendum.

1) Datum des Inkrafttretens: 1. Januar 2008 (StRB 8.1.2008).



	Art. 1 Gegenstand
	Art. 2 Ergänzendes Recht
	Art. 3 Zuständige Behörden
	Art. 4 Zwangsmassnahmena) Zuständige Behörde
	Art. 5 b) Anwendbares Recht
	Art. 6 c) Rechte der inhaftierten Person
	Art. 7 Verfahrena) Im Allgemeinen
	Art. 8 b) Strafverfahren
	Art. 9 Aufhebung bisherigen Rechts
	Art. 10 Inkrafttreten und Referendum

		2023-08-09T06:43:21+0200
	"1701 Freiburg"
	"Gesetzessammlung des Kantons Freiburg"




